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WOR, 28.08.05
Sprecher der Bürgerinitiative Wolfratshausen gegen Elektrosmog

Wie Ministerpräsident Dr. Stoiber seine Wolfratshausen täuscht:

Einige Wolfratshauser Elektrosensible hatten Anfang 2004 bemerkt, dass ihre Beschwerden noch einmal zunehmen. Wir haben deshalb die Stadt Wolfratshausen aufgefordert, uns die Netzdaten der Betreiber, vor allem die Änderungen der letzten Monate und die Zuschaltung von UMTS, zugänglich zu machen, damit wir überprüfen können, ob die Zunahme der Beschwerden zeitnah mit einer Änderung der Strahlungscharakteristik in Wolfratshausen zusammenfällt. Die Mobilfunkbetreiber haben sich geweigert, die entsprechenden Daten weiterzugeben und auf den mit der Staatsregierung abgeschlossenen Mobilfunkpakt verwiesen. 
Es kann doch in einem Rechtsstaat nicht angehen, dass Menschen krank werden oder die Symptome sich verschlimmern, und nicht einmal erfahren dürfen, warum dies passiert! Wenn die Betreiber so sicher sind, dass keine gesundheitlichen Gefahren von dieser Technologie ausgehen, sollten sie die Öffentlichkeit nicht scheuen und alle Chancen nutzen, die Befürchtungen der Bevölkerung zu zerstreuen. So drängt sich uns der Eindruck auf, die Betreiber hätten etwas zu verheimlichen.
Wir haben dann erstmals am 17.10.04 den Ministerpräsidenten als Initiator des Mobilfunkpaktes um Unterstützung gebeten und auf Abschnitt 5.2 des Umweltpaktes Bayern verwiesen, wo es heißt:
„Begleitend zum Ausbau der Mobilfunknetze in Bayern ist geplant, neben den vorgesehenen Partizipations-maßnahmen die Aufklärungs- und Informationsmaßnahmen nochmals zu intensivieren. Die Mobilfunkbetreiber erklären ihre Bereitschaft, dies abgestimmt mit den Kommunen zu fördern und zu unterstützen.

Hierzu wird in Gesprächen zwischen Kommunen und Betreibern der Bedarf an öffentlicher Information geklärt. Bei Bedarf werden mit der Kommune abgestimmte Kommunikationsmaßnahmen mit vertrauensbildenden Aktivitäten gegenüber der Öffentlichkeit gemeinsam festgelegt und gemeinsam getragen.“

Antwort Dr. Stoiber am 2.11.04:
„Der Ministerpräsident hat Verständnis für die gesundheitlichen Sorgen der von Mobilfunksendern betroffenen Bürger und Bürgerinnen.“

Am 9.1.05 haben wir einen weiteren Brief an den Ministerpräsidenten mit Bitte um Unterstützung geschrieben, da die Betreiber trotz Intervention des Umweltministeriums nicht reagieren. Da daraufhin keine Reaktion erfolgte, haben wir am 10.04.05 nochmals an Herrn Stoiber geschrieben:
Ausnahmslos alle Betreiber weigern sich, uns konkrete Daten zu geben, die uns in die Lage versetzen könnten, unsere Beschwerden zuzuordnen. E-Plus als auch O2 stellen zudem falsche Behauptungen auf und reagieren auf unsere Aufforderung einfach nicht, diese Behauptungen entweder zu belegen oder zu widerrufen. Sowohl T-Mobile als auch E-Plus weigern sich, uns Kopien ihrer Schreiben an die Stadtverwaltung Wolfratshausen zu geben, in denen auf unsere ursprünglichen Fragen eingegangen wurde. Ist dies der vertrauensvolle Umgang der Betreiber mit der Öffentlichkeit, der das Misstrauen abbauen soll? Ist dies die Intention Ihres Mobilfunkpaktes? 

Inzwischen gibt es auch ein neu gefasstes Umweltinformationsgesetz (UIG), nachdem bei Emissionen keine Geheimhaltungsgründe mehr zugelassen sind. T-Mobile bezieht sich z. B. explizit auf diese Daten der „vollständigen Auslastung der Anlage, bezogen wiederum auf die RegTP-Bescheinigung“. Und verweigert uns gleichzeitig diese Daten, obwohl sie an anderer Stelle von „größtmöglicher Transparenz“ reden. 
Wir bitten Sie, Herr Ministerpräsident, deshalb nochmals, auch unter Verweis auf dieses UIG, um Unterstützung, und bitten um baldige Rückantwort.
Antwort des Bayrischen Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom 18.05.05:

„Entsprechend diesem UIG kann eine Auskunftspflicht seitens der Betreiber bezüglich der von Ihnen gewünschten Daten durchaus bestehen, es bleibt jedoch zu klären, ggf. über das Verwaltungsgericht, wie weit diese Pflicht geht. Ich bitte um Nachsicht, wenn ich feststelle, dass im vorliegenden Fall nicht Aufgabe der Behörde ist, über Umfang und Art einer solchen Datenweitergabe zu entscheiden. Wie oben erwähnt, haben wir versucht, zwischen Ihnen und des Mobilfunkbetreibern zu vermitteln, weitere Schritte müssen Sie bitte selbst unternehmen.“

Wir stellen fest: 
· Die Mobilfunkbetreiber können ohne Einsschreiten der Staatsregierung Lügen verbreiten,
z.B. wir würden „angstschürende Fehlinformationen“ verbreiten (Herr Bassing von O2) und dass das elektromagnetische Feld unter der Antenne (Leuchtturmeffekt) am geringsten sei (Herr Schäfer von e plus)


· Die Staatsregierung ist nicht bereit, sich gegenüber den Mobilfunkbetreibern durchzusetzen, 
obwohl ein eindeutiger Rechtsanspruch nach dem neuen UIG besteht, den sie selbst bestätigt. 
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